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Geſetz⸗-Sammlung 
fi die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr 14. 


(Nr. 5516.) Allerhoͤchſter Erlaß nebſt Tarif vom 13. März 1862. nach welchem das Bohl- 
werks⸗, Pfahl- und Bruͤckengeld in der Stadt Laſſan im Greifswalder 
Kreiſe des Regierungsbezirks Stralſund zu entrichten iſt. 


Ai Ihren Bericht vom 4. Maͤrz d. J. genehmige Ich, unter Vorbehalt des 
jederzeitigen Widerrufs, daß fuͤr die Benutzung des ſtaͤdtiſchen Bohlwerkes nebſt 
der dazu gehoͤrigen Ladebruͤcke, ſowie der Pfaͤhle in der Stadt Laſſan, Kreiſes 
Greifswald, Regierungsbezirks Stralſund, eine Abgabe nach dem hierbei zuruͤck⸗ 


erfolgenden, von Mir vollzogenen Tarife erhoben werde. 


rege 


Dieſer Erlaß iſt mit dem Tarife durch die Gefeß- Sammlung zu ver- 
öffentlichen. | 


Berlin, den 13. März 1862. 
Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Patow. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. N 


Jahrgang 1862. (Nr. 5516.) 18 Tarif 
Ausgegeben zu Berlin den 17. April 1862. 
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nach welchem das Bohlwerks⸗, Pfahl⸗ und Brückengeld in der 


Stadt Laſſan, im Greifswalder Kreiſe, Regierungsbezirks 
Stralſund, zu entrichten iſt. 


Vom 13. Maͤrz 1862. 


1. An Bohlwerksgeld iſt für die Benutzung des ſtaͤdtiſchen Bohlwerkes 
oder der dazu gehoͤrigen Ladebruͤcke zu entrichten: 
Von Kaͤhnen und Schiffsgefaͤßen aller Art, für jede Schiffslaſt 
Tragfaͤhigkeit: 
1) wenn ſie uͤber die Haͤlfte ihrer Tragfaͤhigkeit Ladung 
einnehmen oder loͤſ che re ennssne nenn 2 Sgr. 
2) wenn fie mehr als zum vierten Theile, aber nicht uͤber 
die Haͤlfte ihrer Tragfaͤhigkeit Ladung einnehmen oder N 
laſche n PFF 1 Sgr. 
3) wenn ſie nicht mehr als zum vierten Theile ihrer Trag⸗ 8 
fähigkeit Ladung einnehmen oder loͤſchen, oder wenn fie 
e RR N 6 Pf. 


Naͤhere Beſtimmungen. 


1) das Bohl von weniger als Einer Laſt Tragfähigkeit entrichten 


das Bohlwerksgeld von einer vollen Laſt. 


2) Fahrzeuge, welche Ballaſt loͤſchen oder laden, ſowie leere Fahr⸗ 
zeuge, zahlen nur den Satz zu I. 3. 
II. a Pfahlgeld ift für die Benutzung der ftädtifchen Pfaͤhle zu ent⸗ 
richten: N 
von Kaͤhnen und Schiffsgefaͤßen aller Art, fuͤr jede Laſt 
Ti 8 „ 

III. An Bruͤckengeld iſt, wenn die Ladebruͤcke mit Fuhrwerk be⸗ 
fahren wird, zu entrichten: | > 
von jedem Pee 3 Pf. 


Anmerkung. Wenn die Pferde von dem Fuhrwerke, bevor es 


auf die Ladebruͤcke gelangt, abgeſpannt werden, ſo iſt die Abgabe nach der 
Zahl der zum Heranfahren benutzten Pferde zu entrichten. 


ah „ a 


\ 


ee 


Befreiungen. 


Bohlwerks⸗, Pfahl⸗ und Bruͤckengeld wird nicht erhoben: 


1) von Fahrzeugen und Fuhrwerken, welche ausſchließlich mit Koͤniglichen 
oder Staats⸗Effekten beladen find; 


2 von Booten und Kaͤhnen, welche zu ſolchen Schiffsgefaͤßen gehoͤren, die 
die tarifmaͤßige Abgabe entrichtet 1 1 5 f 


Berlin, den 13. Maͤrz 1862. 


(I. S.) Wilhelm. 


v. d. Hey dt. v. Patow. 


(Nr. 5517.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 13. März 1862., betreffend die Verleihung der fis⸗ 
kaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Kreis⸗Chauſſee 
im Kreiſe Neidenburg von Neidenburg bis zur Landesgrenze bei Napierken. 


Nabe Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den chauſſeemaͤßigen 
Ausbau der Straße von Neidenburg im Kreiſe Neidenburg, Regierungsbe irk 
Königsberg, bis zur Landesgrenze bei Napierken genehmigt habe, verleihe Ich 
hierdurch dem Kreiſe Neidenburg das Expropriationsrecht fiir die zu dieſer 
Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der 
auſſeehau⸗ und Unterhaltungs⸗ Materialien, nach Maaßgabe der fuͤr die 
Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zu⸗ 
gleich will Ich dem genannten Kreife gegen We hahne der kuͤnftigen chauſſee⸗ 
mäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes 
nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſee⸗ 
geld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die 
Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vor⸗ 
ſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen ange⸗ 
wandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauffeegeld- Tarife 
vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗ 
Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 


(Nr. 5516—5517.) 18* Der 
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Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Gefeß- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. N 
Berlin, den 13. Maͤrz 1862. ; 
Wilhelm, 
v. d. Heydt. v. Patow. 


An den Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten | 
und den Finanzminiſter. : | 


(Nr. 5518.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 13. März 1862., betreffend die Verleihung der fis⸗ 
kaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Kreis⸗Chauſſee 
von Mohrungen nach Maldeuten, im Kreiſe Mohrungen, Regierungsbe⸗ 
zirk Koͤnigsberg. 


Messen Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den chauſſeemaͤßigen 
Ausbau der Wegſtrecke von Mohrungen nach Maldeuten, im Kreiſe Mohrun⸗ 
gen, Regierungsbezirk Königsberg, genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem 
Kreiſe Mohrungen das Expropriationsrecht für die zu dieſem Chauſſeebau erforder⸗ 
lichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und un⸗ 
terhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der fuͤr die Staats⸗Chauſſeen beſtehen⸗ 
den Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich dem genann⸗ 
ten Kreiſe gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauffeemäßigen Unterhaltung der 
Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen 
des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, ein⸗ 
ſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, 
ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie 
dieſe Beſtimmungen auf den Staats-Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, 
hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 
1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die 
gedachte Straße zur Anwendung kommen. 

Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. . f 
Berlin, den 13. Maͤrz 1862. 

Wilhelm. 


v. d. Heydt. v. Patow. | 


An den Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Nr. 55 49.) | 


. 


og 


(Nr. 5519.) Privilegium wegen Emiſſion auf den Inhaber lautender Obligationen dritter 
Serie uͤber eine Anleihe der Stadt Elberfeld von 100,000 Thalern. Vom 
17. Maͤrz 1862. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ı. 


Nachdem der Oberbuͤrgermeiſter und die Stadtverordnetenverſammlung 
von Elberfeld darauf angetragen haben, der Stadt Elberfeld zur Beſtreitung 
der Koſten mehrerer gemeinnuͤtzigen Bauten die Aufnahme eines Darlehns von 
100,000 Thalern, geſchrieben „Einhundert tauſend Thalern“ gegen Ausſtellung 
auf den Inhaber lautender und mit Zinskupons verſehener Obligationen dritter 
Serie zu geſtatten und bei dieſem Antrage, im Intereſſe der Stadtgemeinde ſo⸗ 
wohl als der Glaͤubiger, ſich nichts zu erinnern gefunden hat, ſo ertheilen Wir 
in Gemaͤßheit des $. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. durch gegenwaͤrti⸗ 
ges Privilegium Unſere landesherrliche Genehmigung zur Emiſſion der gedach⸗ 
ten Obligationen unter nachſtehenden Bedingungen: 


1) Es 1 500 Stuͤck Obligationen, zu 200 Thaler eine jede, aus⸗ 
gegeben. 


2) Die Obligationen werden mit vier und ein halb Prozent jaͤhrlich verzin⸗ 
i ſet und die Zinſen in halbjaͤhrlichen Terminen gezahlt. Zur Tilgung der 
Schuld werden jaͤhrlich Ein und ein halb Prozent von dem Kapitalbe⸗ 
trage der emittirten Obligationen nebſt den Zinſen der eingelöften Obli⸗ 
gationen verwendet; der Stadt bleibt jedoch vorbehalten, den Tilgungs⸗ 
fonds mit Genehmigung Unſerer Regierung zu Duͤſſeldorf zu verſtaͤrken 
und dadurch die Abtragung der Schuld zu beſchleunigen. Den Inhabern 

der Obligationen ſteht kein Kuͤndigungsrecht gegen die Stadt zu. 


3) Zur Leitung der Geſchaͤfte, welche die Ausſtellung, Verzinſung und Tilgung 
der zu emittirenden Obligationen betreffen, wird von der Stadtverordneten⸗ 
Verſammlung eine Schuldentilgungskommiſſion gewaͤhlt, welche fuͤr 
die Befolgung der Beſtimmungen des gegenwaͤrtigen Privilegiums ver⸗ 
antwortlich und fuͤr die treue Befolgung der Vorſchriften von Unſerer 
Regierung in Duͤſſeldorf in Eid und Pflicht zu nehmen iſt. Die⸗ 
ſelbe ſoll aus drei Mitgliedern beſtehen, von denen eins aus der 
Stadtverordnetenverſammlung und die beiden anderen aus der Buͤrger⸗ 
ſchaft zu erwaͤhlen ſind. 


4) Die Obligationen werden unter fortlaufenden Nummern von 1. bis 500. 
und mit der ausdruͤcklichen Bezeichnung als „dritte Emiſſion“ nach dem 
beiliegenden Schema ausgefertigt, von dem Oberbuͤrgermeiſter und den 

2 Mitgliedern der Schuldentilgungskommiſſion unterzeichnet und von dem 

Rendanten der Gemeindekaſſe und dem mit der Kontrole beauf- 

Gr. 5519. „frag: 


; tragten Stadtſekretair kontraſignirt. Denfelben ift ein Abdruck dieſes 
Privilegiums beizufuͤgen. 


5) Den Obligationen werden fuͤr die naͤchſten fuͤnf Jahre zehn Zinskupons, 
jeder zu 4 Rthlr. 15 Sgr., in den darin beſtimmten halbjaͤhrigen Termi⸗ 
nen zahlbar, nach dem anliegenden Schema beigegeben. Mit dem Ab⸗ 
lauf dieſer und jeder folgenden fünfjährigen Periode werden, nach vor⸗ 
heriger öffentlicher Bekanntmachung, neue Zinskupons durch die Gemein⸗ 
dekaſſe an die Vorzeiger der Obligationen ausgereicht, und daß dies ge⸗ 
ſchehen, wird auf den Obligationen vermerkt. Die Kupons werden von 
dem Rendanten der Gemeindekaſſe und dem mit der Kontrole beauf: 

tragten Stadtſekretair unterſchrieben. a 


6) Vom Verfalltage ab wird gegen Auslieferung des Zinskupons der Be⸗ 
trag deſſelben an den Vorzeiger durch die Gemeindekaſſe bezahlt. Auch 
werden die faͤlligen Zinskupons bei allen Zahlungen an die Gemeinde⸗ 
kaſſe, namentlich bei Entrichtung der Kommunalſteuern, in Zahlung an⸗ 
genommen. 

7) Die Zinskupons werden unguͤltig und werthlos, wenn ſie nicht binnen 
fuͤnf Jahren nach der Verfallzeit zur Zahlung praͤſentirt werden; die 
dafür ausgeſetzten Fonds ſollen nach Beſtimmung der ſtaͤdtiſchen Behoͤr⸗ 
den zu milden Stiftungen verwendet werden. 


8) Die Nummern der nach der Beſtimmung unter 2. zu tilgenden Obliga⸗ 


tionen werden jaͤhrlich durch das Loos beſtimmt und wenigſtens drei Mo⸗ 


nate vor dem Zahlungstage oͤffentlich bekannt gemacht. 
9) Die Verlooſung geſchieht unter dem Vorſitze des Oberbuͤrgermeiſters durch 


die Schuldentilgungskommiſſion in einem vierzehn Tage vorher zur oͤffent⸗ 


lichen Kenntniß zu bringenden Termine, zu welchem dem Publikum der 


Zutritt geſtattet iſt. Ueber die Verlooſung wird ein von dem Oberbuͤr⸗ 


germeiſter und den Mitgliedern der Kommiſſion zu unterzeichnendes Pro⸗ 

tokoll aufgenommen. i 

10) Die Auszahlung der ausgelooſten Obligationen erfolgt an dem dazu be⸗ 
ſtimmten Tage nach dem Nominalwerthe durch die Gemeindekaſſe an den 
Vorzeiger der Obligationen gegen Auslieferung derſelben. Mit dieſem 
Tage hoͤrt die Verzinſung der ausgelooſten Obligationen auf. Mit letz⸗ 
teren ſind zugleich die ausgereichten, nach deren Zahlungstermine faͤlligen 
Zinskupons einzuliefern; geſchieht dies nicht, ſo wird der Betrag der 
fehlenden Zinskupons von dem Kapitale gekuͤrzt und zur Einloͤſung die⸗ 
ſer Kupons verwendet. 


11) Die Kapitalbetraͤge derjenigen ausgelooſten Obligationen, die nicht binnen 
drei Monaten nach dem Zahlungstermine zur Einloͤſung vorgezeigt m 
en 


. 


den, ſollen der Verwaltung der ſtaͤdtiſchen Sparkaſſe als zinsfreies De⸗ 
poſitum uͤberwieſen werden. Die ſolchergeſtalt deponirten Kapitalbetraͤge 
duͤrfen nur auf eine von der Schuldentilgungskommiſſion kontraſignirte 
Anweiſung des Oberbuͤrgermeiſters zu beſtimmungsmaͤßiger Verwendung 
an den Rendanten der Gemeindekaſſe verabfolgt werden. Die deponir⸗ 
ten Kapitalbetraͤge ſind den Inhabern jener Obligationen laͤngſtens in 
acht Tagen nach Vorzeigung der Obligation bei der Gemeindekaſſe durch 
dieſe auszuzahlen. N 


12) Die Nummern der ausgelooſten, nicht zur Einloͤſung vorgezeigten Obli⸗ 
gationen ſind in der nach der Beſtimmung unter 8. jaͤhrlich zu erlaſſen⸗ 
den Bekanntmachung wieder in Erinnerung zu bringen. erden die 
Obligationen, dieſer wiederholten Bekanntmachungen ungeachtet, nicht bin⸗ 
nen dreißig Jahren nach dem Zahlungstermine zur Einloͤſung vorgezeigt, 
auch nicht, der Beſtimmung unter 15. gemaͤß, als verloren oder vernich⸗ 
tet zum Behufe der Ertheilung neuer Obligationen binnen dieſer Friſt 
angemeldet, fo ſollen nach deren Ablauf die Obligationen als getilgt an⸗ 
geſehen werden und die dafür deponirten Kapitalbetraͤge der ſtaͤdtiſchen 
Verwaltung zur Verwendung fuͤr milde Stiftungen anheimfallen. 


13) Fuͤr die Verzinſung und Tilgung der Schuld haftet die Stadt Elber⸗ 


feld mit ihrem geſammten Vermoͤgen und ihren ſaͤmmtlichen Einkuͤnften, 
und kann die Stadt, wenn die Zinſen oder die ausgelooſten Obligationen 
nicht zur rechten Zeit bezahlt werden, auf Zahlung derſelben von den 
Glaͤubigern gerichtlich verfolgt werden. f 


14) Die unter 5. 8. 9. und 12. vorgeſchriebenen Bekanntmachungen er⸗ 
folgen durch die Elberfelder öffentlichen Blätter und durch die Amtsblaͤt⸗ 
und Öffentlichen Anzeiger der Regierungen zu Duͤſſeldorf, Arnsberg 
und Coͤln. 


15) In Anſehung der verlorenen oder vernichteten Obligationen oder Zins⸗ 


kupons finden die auf die Staatsſchuldſcheine und deren Zinskupons Be⸗ 
zug habenden Vorſchriften der Verordnung vom 16. Juni 1819. wegen 
des Aufgebots und der Amortiſation verlorener oder vernichteter Staats⸗ 


papiere Hh. 1. bis 13. mit nachſtehenden näheren Beſtimmungen An⸗ 
wendung: 


a) die im H. 1. vorgeſchriebene Anzeige muß der ſtaͤdtiſchen Schulden⸗ 
tilgungskommiſſion gemacht werden. Dieſer werden alle diejenigen 
Geſchaͤfte und Befugniſſe beigelegt, welche nach der angefuͤhrten 
Verordnung dem Schatzminiſterium zukommen; gegen die Verfuͤ⸗ 
gungen der Kommiſſion findet jedoch der Rekurs an Unſere Re⸗ 
gierung zu Duͤſſeldorf ſtatt; 


(Ar. 5519.) | b) da8 


) das im F. 3. gedachte Aufgebot erfolgt bei Unferem Landgerichte 
e) die in den $$. 6. 9. und 12. vorgeſchriebenen Bekanntmachungen 
ſollen durch die unter Nr. 14. angeführten Blätter geſchehen; f 


d) an die Stelle der im H. 7. erwaͤhnten ſechs Zinszahlungstermine s 
ſollen acht, an die Stelle des im H. 8. erwähnten achten Zah⸗ 
lungstermines foll der zehnte treten. 


ü Zur Urkunde dieſes und zur Sicherheit der Glaͤubiger haben Wir das 
gegenwärtige landesherrliche Privilegium Allerhöchfteigenhändig vollzogen und 
unter Unſerem Koͤniglichen Inſiegel ausfertigen laſſen, ohne jedoch dadurch den 
Inhabern der Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrleiſtung 
von Seiten des Staats zu bewilligen oder Rechten Dritter zu praͤjudiziren. 


Gegeben Berlin, den 17. März 1862. 
(L. S.) Wilhelm. 


v. d. Heydt. v. Pato w. Gr. v. Schwerin. 


— 
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Elberfelder Stadt - Obligation 
III. Emiffion 
Si Sued T (Sigel. 
über 


zweihundert Thaler Kurant. 


Die Endesunterzeichneten, durch das Allerhöchfte Privilegium vom 
e hierzu ausdruͤcklich ermaͤchtigt, beurkunden und bekennen hier⸗ 
mit, daß der Inhaber dieſer Obligation dritter Emiſſion die Summe von „zwei⸗ 
hundert Thaler Kurant“, deren Empfang ſie beſcheinigen, an die Stadt Elber⸗ 
feld zu fordern hat. ’ \ 


Die auf vier ein halb Prozent jaͤhrlich feſtgeſetzten Zinſen ſind am 
o And nm jeden Jahres faͤllig, werden 
aber nur gegen Ruͤckgabe der ausgefertigten halbjaͤhrigen Zinskupons gezahlt. 
| Das Kapital wird durch Amortiſation getilgt werden, weshalb eine Kuͤn⸗ 
digung von Seiten des Glaͤubigers nicht zulaͤſſig iſt. 

Die näheren Beſtimmungen find in dem nachſtehend abgedruckten Privi⸗ 
legium enthalten. N 


Elberfeld, am „ 18. 
Der Oberbürgermeiſter. Die ſtädtiſche Schuldentilgungs⸗ 
N. N. 5 Kommiſſion. 
N. N. N. 
Eingetragen Kontrolbuch Fol.. (Hierzu find die Kupons. 
ausgereicht.) 


r Stadtſekretair. 
De adtſ ik. Der Gemeinde⸗Empfaͤnger. 


Jahrgang 1862. (Nr. 5519) 19 8, 1. 


S. I. 44 Thaler. 9 D Diefer Kupon wird nad) dem Ulerhöchten 
3 priilegi . ungülti 

G. 1. ( 10: ribi rivilegium vm ungültig 
8 > und und werthlos, wenn deſſen Geldbetrag nicht 

bis his unn ee te. erhoben ift. 


(Erster) Kupon 
zur 


Elberfelder Stadt-Obligation 


III. Emiſſton 2 


— — 2 


uͤber 


zweihundert Thaler Kurant. 


Inhaber dieſes empfängt am en h 
halbjaͤhrigen Zinſen der oben benannten Elberfelder Stadtobli⸗ 
gation aus der Elberfelder Gemeindekaſſe 


„vier Thaler funfzehn Silbergroſchen Kurant.“ 


Der Ober⸗Bürgermeiſter. Die ſtädtiſche Schulden⸗ 
N. N. tilgungs⸗Kommiſſion. 
NN 


(JB. Die Namen des Ober- Buͤrgermeiſters 
und der Kommiſſion werden gedruckt.) 


Eingetragen Fol... der Kontrole. 


Der Stadtſekretair. Der Gemeinde-Empfaͤnger. 


Gr. 5620. 
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0 
(Nr. 5520.) Allerhöͤchſter Erlaß vom 17. März 1862., betreffend die Umaͤnderung der 
Apoints derjenigen Charlottenburger Stadt-Obligationen zum Betrage 
von 10,000 Thalern, welche nach dem Allerhöchften Privilegium vom 


19. Oktober 1860. in Apoints von 25 Thalern ausgefertigt werden ſollen, 
in Apoints von 1000 Thalern. 


8 f 
Alf Ihren gemeinſchaftlichen Bericht vom 28. Februar d. J. will Ich dem 
Magiſtrate zu Charlottenburg hierdurch geſtatten, diejenigen Stadt⸗Obligationen, 
welche auf Grund des Privilegi vom 19. Oktober 1860. (Geſetz-Sammlung 
von 1860. S. 650.) zum Betrage von 10,000 Thalern in Apoints zu 25 Tha⸗ 
ler ausgefertigt werden ſollen, ſtatt deſſen in Apoints zu 1000 Thaler aus- 
zugeben. | 
Der gegenwaͤrtige Erlaß ift durch die Gefeß-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. i f 


Berlin, den 17. Maͤrz 1862. 


Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Patow. Gr. v. Schwerin. 


An die Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten, 
der Finanzen und des Innern. 


(Nr. 5521.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 31. Maͤrz 1862., betreffend die Konvertirung aller 
bei dem Bergiſch-Maͤrkiſchen Eiſenbahn-Unternehmen noch vorhandenen 
fuͤnfprozentigen in vier und ein halbprozentige Obligationen. 


Auf den Bericht vom 26. Maͤrz d. J. genehmige Ich, daß die auf dem 
Bergiſch⸗Maͤrkiſchen Eiſenbahn⸗Unternehmen laſtenden, auf Grund der Privile⸗ 
gien vom 11. September 1850. (Geſetz-Sammlung für 1850. S. 400.), vom 
5. September 1855. (Geſetz⸗Sammlung für 1855. ©. 621.) und vom 30, Ja⸗ 
nuar 1860. (Geſetz⸗Sammlung für 1860, S. 66.) emittirten fuͤn fprozentigen 
Obligationen zum Betrage von reſp. 400,000 Thaler, 1,000,000 Thaler II. Se⸗ 
rie 2. Emiſſion und 1,000,000 Thaler IV. Serie, ſoweit ſie noch nicht durch 
Auslooſung getilgt find, nach vorgaͤngiger Kündigung in vier und ein halb— 
prozentige konvertirt werden und daß zugleich bei der zweiten der vorerwaͤhnten 
Anleihen die außer den Zinſen der eingelöften Obligationen zur Amortiſation 
alljaͤhrlich zu verwendende Summe von Einem auf ein halbes Prozent des 
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Kapitals ermaͤßigt werde. Die Ermaͤßigung des Zinsfußes iſt auf den Obli⸗ 
ln zu vermerken und dieſer Erlaß durch die Geſetz- Sammlung zu ver- 
öffentlichen. j 


Berlin, den 31. März 1862. 


Wilhelm. 
v. d. Heydt. 


An den Finanzminiſter und das Miniſterium fuͤr Handel, 
Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


(Nr. 5522.) Bekanntmachung, betreffend den Beitritt der Kantone Schwytz und St. Gal⸗ 
len zu der von Preußen mit mehreren Kantonen der Schweiz abgeſchloſſe⸗ 
nen Uebereinkunft wegen der Koſten der Verpflegung von erkrankten An⸗ 
gehoͤrigen der kontrahirenden Theile. Vom 5. April 1862. 


Ul er Bezugnahme auf die mit mehreren Kantonen der Schweiz abgeſchloſſene 
Uebereinkunft vom 155 Januar d. J. wegen der Koſten der Verpflegung von 


erkrankten Angehoͤrigen der kontrahirenden Theile (Geſetz- Sammlung S. 39.) 
wird hierdurch bekannt gemacht, daß derſelben in Gemaͤßheit des §. 4. die Re⸗ 
gierungen 


1) des Kantons Schwytz mittelſt Erklaͤrung vom 14. Marz und 
2) des Kantons St. Gallen mittelſt Erklaͤrung vom 24. Maͤrz d. J. 


beigetreten ſind. 
Berlin, den 5. April 1862. 


Der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
Im Auftrage: 
v. Gruner. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. Decker). 


